
In diesem Zusammenhang entstand 
die Frage, ob bei der mehrfachen Ge
setzesverletzung wegen des Charak
ters und der Schwere des gesamten 
strafbaren Handelns § 64 Abs. 3 StGB 
anzuwenden ist, weil die in den 
§§ 161, 180 StGB angedrohten Strafen 
nicht ausreichen. Dabei wurde der 
Standpunkt vertreten, daß eine Frei
heitsstrafe von über zwei Jahren not
wendig und angemessen sei und des
halb die Handlungen des Angeklag
ten dann als Verbrechen zu qualifi
zieren seien. Das hätte aber zur Folge, 
daß der Angeklagte gemäß § 44 StGB 
wegen eines erneut begangenen Ver
brechens mit Freiheitsstrafe zwischen 
fünf und 15 Jahren zu bestrafen 
wäre.
Diese Rechtsauffassung ist mit der 
sozialistischen Gesetzlichkeit nicht 
vereinbar:
1. Die Auffassung geht m. E. fehler
haft davon aus, daß in den Fällen, 
in denen die Strafobergrenze von 
zwei Jahren gemäß § 64 Abs. 3 StGB 
überschritten wird, die Straftaten ins
gesamt zum Verbrechen qualifiziert 
werden. Bei § 64 Abs. 3 StGB handelt 
es sich aber um eine Regel für die 
Strafzumessung und nicht um eine 
Bestimmung über den materiellen 
Verbrechensbegriff./I/
Wann ein Verbrechen vorliegt, ergibt 
sich eindeutig aus § 1 Abs. 3 StGB. 
Die Charakterisierung einer Hand
lung als Verbrechen bezieht sich also 
nur auf die einzelne Handlung. Eine 
im Rahmen der differenzierten Straf
zumessung vorgenommene zusam
menhängende Bewertung mehrerer 
vorsätzlicher Vergehen nach § 64 
Abs. 3 StGB kann daher nicht dazu 
führen, daß die Vergehen insgesamt 
zu einem Verbrechen erklärt werden, 
wenn die Strafobergrenze von zwei 
Jahren überschritten wird.
Liegen mehrere vorsätzliche Strafta
ten vor, so ist im Urteilstenor immer 
zum Ausdruck zu bringen, ob es sich 
bei der einzelnen Straftat um ein 
Vergehen oder um ein Verbrechen 
handelt./2/ Wird z. B. ein Angeklag
ter wegen einer vorsätzlichen Körper
verletzung, einer Nötigung zu sexu
ellen Handlungen und einer vorsätz
lichen Sachbeschädigung verurteilt; 
dann ist es nicht zulässig, die Ge
samtheit dieser Straftaten wegen An
wendung des § 64 Abs. 3 StGB insge
samt zum Verbrechen zu erklä
ren.^/
Nur die Strafzumessung für den Ein
zelfall ist dafür entscheidend, ob es

/l/ Zum Verhältnis von Strafzumessungs- 
regeln zu den Bestimmungen über die 
Charakterisierung der Straftaten als Ver
gehen oder Verbrechen vgl. auch BG Leip
zig. Urteil vom 21. Januar 1971 — 2 BSB 
426/70 - (NJ 1972 S. 83). Dort wird festge
stellt, daß eine Straftat auch dann als 
Verbrechen zu beurteilen ist, wenn wegen 
verminderter Zurechnungsfähigkeit auf 
Grund persönlicher Umstände des Täters 
eine geringere als die gesetzlich vorge
schriebene Mindeststrafe ausgesprochen 
worden ist.
/2/ Vgl. insoweit OG, Urteil vom 16. April 
1969 - 5 Ust 12/69 - (NJ 1969 S. 712) ; StGB- 
Lehrkommentar, Berlin 1969, Anm. 5 zu 
§64 (Bd. I, S. 241).
/3/ Der von Pompoes in NJ 1970 S. 383 
vertretenen Auffassung wird insoweit 
widersprochen.

sich bei der jeweiligen Straftat um 
ein Vergehen odör um ein Verbre
chen handelt. Werden aber im Rah
men der Strafzumessung alle Straf
taten in ihrer Gesamtheit bewertet, 
so ist es unzulässig, im Wege der An
wendung des § 64 Abs. 3 StGB und 
der Überschreitung der Strafober
grenze von zwei Jahren auf das Vor
liegen eines Verbrechens zu schlie
ßen und damit Konsequenzen für die 
Strafunter- und Strafobergrenze des 
§ 44 StGB abzuleiten.
2. Aber selbst dann, wenn davon aus
zugehen wäre, daß bei Ausspruch 
einer Freiheitsstrafe von über zwei 
Jahren wegen mehrerer Vergehen 
insgesamt gesehen ein Verbrechen 
vorliegt, wäre die daraus gezogene 
Schlußfolgerung für die Anwendung 
des § 44 StGB nicht gerechtfertigt. 
Das ergibt sich aus folgendem:
Das Präsidium des Obersten Gerichts 
hat sich in seinem Urteil vom 15. Ok
tober 1969 - I Pr - 15 - 7/69 - (NJ 
1969 S. 710) dagegen gewandt, daß 
Vergehen zunächst über Strafver
schärfungsbestimmungen (im konkre
ten Fall § 162 Abs. 1 Ziff 4 StGB) zum 
Verbrechen qualifiziert werden und 
danach auf dieser Grundlage § 44 
StGB in der Alternative der erneuten

Begehung eines derartigen Verbre
chens angewendet wird. Das Präsi
dium des Obersten Gerichts weist mit 
Nachdruck darauf hin, daß eine solche 
Methode gegen das Verbot der dop
pelten Strafverschärfung verstößt und 
den Grundprinzipen des sozialisti
schen Strafrechts widerspricht.
Auch der StGB-Lehrkommentar ist 
bereits von diesen Grundsätzen aus- 
gegangen./4/
Der in dem eingangs genann
ten Beispiel vom Kreisgericht 
vertretene Standpunkt, daß der An
geklagte auf der Grundlage des 
§ 44 StGB wegen erneut began
gener Vergehen strafrechtlich zur 
Verantwortung zu ziehen ist, ist da
her zutreffend und stimmt mit der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und Ge
rechtigkeit überein.

Oberrichter Dr. JOACHIM SCHLEGEL,
Mitglied des Präsidiums des Obersten
Gerichts und Vorsitzender des
Kollegiums für Strafsachen

/4/ Vgl. StGB-Lehrkommentar, Anm. 8 
zu §44 (Bd. I, S. 191). Vgl. auch BG Neu
brandenburg, Urteil vom 11. Mai 1972 — 
Kass. S 5/72 - (NJ 1972 S. 429). Zum Ver
hältnis der Strafverschärfung gemäß § 44 
Abs. 1 StGB zu den straferschwerenden 
Rückfallbestimmungen des Besonderen 
Teils des StGB vgl. OG, Urteil vom 19. Juli 
1973 - 3 Zst 15/73 - (NJ 1973 S. 547).

Zur Ahndung von Störungen des sozialistischen 
Zusammenlebens nach §§ 4 und 14 OWVO

i
Das Oberste Gericht hat in seinem 
Urteil vom 19. Dezember 1973 —
1 b Zst 9/73 - (NJ 1974 S. 241) festge
stellt, daß die §§ 4 und 14 OWVO 
nebeneinander angewendet werden 
können. Der dazu gegebenen Begrün
dung kann jedoch nicht ohne weiteres 
beigepflichtet werden.
Zutreffend ist zunächst, daß es bei 
dem im Urteil geschilderten Sachver
halt um eine Störung des sozialisti
schen Zusammenlebens i. S. des § 4 
Abs. 1 OWVO handelt, weil der Be
treffende vorsätzlich auf einer öffent
lichen Straße Bürger ungebührlich 
belästigte, indem er in erheblich an
getrunkenem Zustand einen Radfah
rer aufforderte, vom Rad abzusteigen, 
und zwei anderen Männern Schläge 
androhte. Die ordnungsrechtliche 
Schuld war hier nach § 9 Abs. 2 OWG 
zu prüfen, da der geschilderte Sach
verhalt keinen Schluß darauf zuläßt, 
daß sich der Betreffende in einem die 
Zurechnungsfähigkeit ausschließen
den Rauschzustand befunden hat, was 
eine Schuldprüfung nach den Grund
sätzen des § 9 Abs. 4 OWG erforder
lich gemacht hätte.
Nicht gefolgt werden kann der Auf
fassung, daß mit dieser Handlung 
auch eine Ordnungswidrigkeit nach 
§ 14 Abs. 1 OWVO Vorgelegen hat. Die 
erste Alternative dieser Bestimmung 
liegt nur dann vor, wenn jemand in 
der Öffentlichkeit im betrunkenen 
Zustand in erheblichem Maße den 
Anstand oder die menschliche Würde 
verletzt. Das trifft im geschilderten 
Sachverhalt nicht zu (vgl. auch Kom
mentar zum Ordnungswidrigkeits

recht der DDR, Bd. 1, Berlin 1969,
S. 135 f.).
Auch die zweite Alternative des § 14 
Abs. 1 OWVO — andere Störungen 
der öffentlichen Ordnung und Sicher
heit — ist m. E. hier nicht gegeben. 
Das könnten — dem Grundsatz der 
Anwendung der lex specialis fol
gend — nur solche Handlungen sein, 
die n i c h t  von einer speziellen 
Rechtsvorschrift erfaßt werden, ln 
vorliegendem Fall liegt jedoch die 
Verletzung einer speziellen Rechts
vorschrift, und zwar des § 4 Abs. 1 
OWVO, vor.
Obwohl in dem der genannten Ent
scheidung des Obersten Gerichts zu
grunde liegenden Sachverhalt die 
§§ 4 und 14 OWVO nicht durch ein 
und dieselbe Handlung verletzt wur
den, ist der Auffassung vom Grund
satz her zuzustimmen, daß eine 
gleichzeitige Anwendung dieser Be
stimmungen möglich ist. Für die An
wendung der §§ 4 und 14 OWVO gel
ten m. E. folgende Regeln:
1. Verletzt jemand in der Öffentlich
keit in betrunkenem Zustand in er
heblichem Maße den Anstand oder 
die menschliche Würde und begeht er 
dabei keine anderen, von weiteren 
ordnungsrechtlichen Bestimmungen 
erfaßten Handlungen, so ist § 14 
Abs. 1 OWVO anzuwenden.
2. Wird eine Ordnungswidrigkeit 
nach § 14 Abs. 1 OWVO (erste Alter
native) zusammen mit einer Ord
nungswidrigkeit nach einer anderen 
Rechtsvorschrift (z. B. § 4 Abs. 1 
OWVO) begangen, so sind beide Vor
schriften nebeneinander anzuwenden.
3. Ordnungswidrigkeiten, die von
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